
Eingangsformel GDtWahlVDVtr
Vertrag zur Vorbereitung und Durchführung der ersten gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundestages
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Die Bundesrepublik Deutschland und

die Deutsche Demokratische Republik, eingedenk des bei der Schaffung der Währungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion zum Ausdruck gebrachten Wunsches zur Herstellung der staatlichen Einheit nach Artikel
23 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, in dem Willen, als wichtigen Schritt zur
Herstellung der deutschen Einheit die Wahl des Deutschen Bundestages durch das ganze deutsche Volk
vorzubereiten, unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die Wahl des deutschen Bundestages in dem
nach Artikel 39 Abs. 1 Satz 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland festgelegten Zeitraum
stattzufinden hat, in dem Wunsch, daß die bevorstehende Wahl als gesamtdeutsche Wahl aufgrund
eines einheitlichen Wahlrechts durchgeführt wird und deshalb der Geltungsbereich des
Bundeswahlgesetzes auf das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik erstreckt werden sollte, in
dem Bewußtsein, daß hierbei Änderungen und Anpassungen des Bundeswahlgesetzes erforderlich sind,
sind übereingekommen, einen Vertrag über die Vorbereitung und Durchführung der ersten
gesamtdeutschen Wahl des Deutschen Bundestages mit den nachfolgenden Bestimmungen zu
schließen:

Zitiervorschlag: Eingangsformel GDtWahlVDVtr
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/GDtWahlVDVtr/eingangsformel

nu:legal Eingangsformel GDtWahlVDVtr

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: recht.bund.de
Seite 1 von 1Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026


